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IV-Finanzierung: Wieviel und woher?

Die IV ist chronisch unterfinanziert. Das ist auch der Hauptgrund dafür, dass die Defizite in den letzten paar Jahren stark gestiegen sind und sich die Schulden auf ca. 10 Milliarden Franken erhöht haben. Auch wenn mit den Einsparungen bei den Leistungen eine Entlastung der IV möglich ist, ist klar, dass die IV nur mit Zusatzeinnahmen dauerhaft finanziert und saniert werden kann. 

Wegen der hohen Defizite und der Schulden müssen bei der Finanzierung zwei Dinge auseinander gehalten werden. Zuerst müssen die Defizite beseitigt werden. Dazu braucht es eine dauerhafte, zusätzliche Grundfinanzierung. Gemäss neusten Berechnungen müssen dafür Mittel in der Höhe von 0.6 Mehrwertsteuerprozenten bereitgestellt werden.

Im Weiteren muss die IV ihre Schulden bei der AHV abbezahlen. Dazu braucht es eine vorübergehende Zusatzfinanzierung. Welche Mittel dafür notwendig sind, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Einerseits muss bestimmt werden, innert wie vieler Jahre die Schulden abgebaut werden sollen. Je kürzer die Frist, desto mehr Mittel braucht es pro Jahr. Andererseits ist auch nach dem Nein der Stimmbevölkerung vom 24. September 2006 zur Initiative „Nationalbankgewinne für die AHV“ offen, ob die 7 Milliarden Franken aus den Goldverkäufen für den Schuldenabbau der IV verwendet werden sollen/können. Je nach dem, wie diese Entscheidung ausfällt, ändert sich der Geldbedarf, der für den Schuldenabbau der IV nötig ist. Wenn von einer Frist von fünf Jahren für die Schuldentilgung ausgegangen wird, sind für den Schuldenabbau Mittel in der Höhe von 0.4 (mit 7 Mia.) oder 0.8 Mehrwertsteuerprozenten (ohne 7 Mia.) nötig.

Grundfinanzierung: Vorstand von Travail.Suisse bevorzugt Mehrwertsteuerprozente
Indem die Höhe der nötigen Mittel in Mehrwertsteuerprozenten angegeben wird, ist nicht gesagt, dass deshalb die Mehrwertsteuer um so viele Prozente erhöht werden muss. Zur Diskussion steht auch eine Erhöhung der Lohnbeiträge. Bei den Überlegungen, wie die benötigten Mittel beschafft werden können, kann davon ausgegangen werden, dass ein Lohnprozent ziemlich genau gleich viel einbringt wie ein Mehrwertsteuerprozent. 

Der Vorstand von Travail.Suisse, dem Dachverband der Arbeitnehmenden, hat sich bereits mehrfach vertieft mit der IV-Zusatzfinanzierung befasst und sich dabei jedes Mal klar für eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ausgesprochen. Und zwar aus folgenden Gründen:

· Die Mehrwertsteuer belastet die Arbeitskosten weniger und hat insgesamt gemäss den Ergebnissen der Interdepartementalen Arbeitsgruppe Forschungsprogramm zur Altersicherung (IDA ForAlt ) weniger negative Auswirkungen auf verschiedene wirtschaftliche Indikatoren wie Beschäftigung, Wirtschaftswachstum, Kapitalstock als eine Erhöhung der Lohnnebenkosten.

· Die IV ist eine Versicherung für die ganze Bevölkerung, nicht nur für die Erwerbstätigen. Es ist deshalb nicht einzusehen, warum allein die Erwerbstätigen die Finanzierung tragen sollen.

· Die Zunahme der Rentenfälle ist nicht nur auf Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch auf gesellschaftliche Entwicklungen zurückzuführen. Deshalb rechtfertigt sich für die nötige Zusatzfinanzierung der Beizug der ganzen Bevölkerung.

· Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer stellt eine kleinere Zusatzbelastung für die jüngere Generation dar als höhere Lohnprozente, da auch Rentnerinnen und Rentner zur Finanzierung beitragen. Die solidarische Finanzierung der Sozialwerke wird gestärkt.

· Mit der Mehrwertsteuer werden alle Einkommensarten im Zeitpunkt des Konsums besteuert und nicht nur die Arbeitseinkommen.

Die deutliche Erhöhung der Arbeitskosten und die einseitige Belastung der jüngeren, erwerbstätigen Generation sprechen klar gegen eine Zusatzfinanzierung über eine Erhöhung der Lohnbeiträge. 

Schuldenabbau: Lohnprozente und Mehrwertsteuerprozente kombinieren
Die Frage des Schuldenabbaus steht in engem Zusammenhang mit der bisherigen Finanzierung. Die Schulden sind, etwas vereinfacht gesagt, das Resultat zu tiefer Beiträge. Die Versicherung war bis jetzt schlicht zu billig. Dass die Versicherten einen Beitrag zum Schuldenabbau leisten – zum Beispiel in Form von Lohnprozenten - ist nachvollziehbar. Gleichzeitig wäre es aber falsch, den heutigen Arbeitnehmenden den ganzen Schuldenabbau aufzubürden. Für Travail.Suisse ist es eine Frage der Fairness, dass die ganze Gesellschaft und die ganze Wirtschaft über einen Mehrwertsteuer-Anteil ihren Beitrag zum Schuldenabbau leisten. 

Finanzierung der Sozialwerke entflechten
Heute gibt es einen gemeinsamen Fonds für AHV, IV und EO. Wenn eine dieser Versicherungen Schulden macht, müssen die anderen diese Schulden übernehmen. In der heutigen Situation heisst das vor allem, dass die AHV die Schulden der IV zu tragen hat. 

Diese Lösung ist weder transparent noch effizient. Sie befreit beispielsweise die IV – anders als die ALV – vom Spardruck, weil die AHV gar nicht anders kann, als die Schulden der IV zu tragen. Damit alle Sozialwerke sauber finanziert werden und der Hebel jeweils am richtigen Ort angesetzt werden kann, ist eine Entflechtung notwendig. Deshalb muss gleichzeitig mit der Beseitigung des Defizits und dem Schuldenabbau in der IV für jedes der drei Sozialwerke ein eigenständiger Fonds geschaffen werden. 
Im Zusammenhang mit der Schaffung von eigenständigen Fonds für AHV, IV und EO ist zu prüfen, einen wie grossen Teil einer Jahresausgabe diese Fonds zu decken haben. Wenn hier eine gescheite Lösung gefunden und das Kapital des heutigen Fonds entsprechend aufgeteilt wird, können auch die Kosten der IV-Sanierung minimiert werden.
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